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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Institutionen und Volksrechte

Regierungspolitik

Die von-Wattenwyl-Gespräche dienen den Parteispitzen als wichtige Möglichkeit des
Austausches. In der Regel trifft sich eine Delegation des Bundesrates mit den Partei-
und Fraktionspräsidenten der Regierungsparteien, um zentrale Geschäfte und Anliegen
im Vorfeld der Sessionen zu diskutieren und zu koordinieren. Im Gegensatz zu 2015 war
die BDP nach dem Ausscheiden von Eveline Widmer-Schlumpf nicht mehr an die
Gespräche eingeladen. 
Die Themen blieben bei den ersten Gesprächen Anfang Februar allerdings dieselben
wie schon 2015: Die Legislatur- und Finanzplanung sowie die Umsetzungsarbeiten zum
Verfassungsartikel 121a (Steuerung der Zuwanderung) und die Flüchtlingssituation in
Europa und der Schweiz.
Zu den zweiten Gesprächen im Mai 2016 traten die Parteien mit drei neuen Präsidien
an. Bei der FDP hatte Petra Gössi das Zepter übernommen, die CVP wurde neu von
Gerhard Pfister präsidiert und bei der SVP war Albert Rösti neu an die Parteispitze
gewählt worden. Gegenstand der Diskussionen war der Sprachenstreit, der durch die
Diskussionen um den Frühsprachenunterricht in den Kantonen angeheizt worden war.
Im Bereich der internationalen Finanzpolitik wurde die Vermeidung eines möglichen
Reputationsschadens für die Schweiz durch die Übernahme internationaler
Regulierungen diskutiert. Schliesslich informierte der Bundesrat über die
Weiterentwicklung der Armee. 
Im August wurde auf Anregung von Bundeskanzler Thurnherr entschieden, die von-
Wattenwyl-Gespräche des dritten Quartals künftig in Form einer Klausur
durchzuführen. An der nach wie vor freien und informellen Diskussion über wichtige
politische Anliegen soll neu der Gesamtbundesrat teilnehmen. Damit soll den
Gesprächen ein höherer Stellenwert zugemessen werden. Der früher substanzielle
Austausch, der als Zeichen der funktionierenden Konkordanz bewertet wurde – die NZZ
sprach von einem eigentlichen Schmiermittel der Konkordanz –, laufe immer mehr
Gefahr, ein Leerlauf zu werden oder zu reinen Alibi-Gesprächen zu verkommen. Die
einzige Möglichkeit für ein Treffen zwischen Regierung und Bundesratsparteien sei aber
wichtig, um Möglichkeiten und Strategien auszuloten. Fix auf der Agenda soll eine
Diskussion über die Jahresziele des Folgejahres stehen. 
Erstmals trat die Exekutive also am 2. September 2016 in corpore zu den Gesprächen
an. Neben den Jahreszielen 2017 des Bundesrates, die Schwerpunkte in der
Finanzpolitik, im Infrastrukturbereich, der Bildung und der Europapolitik vorsehen,
wurden die Lage im Asylwesen und die durch den Brexit schwieriger gewordenen
Verhandlungen mit der EU diskutiert. 
Bei den letzten Gesprächen des Jahres Mitte November nahm dann wieder nur eine
Delegation des Bundesrates teil. Ueli Maurer informierte über die finanzpolitische Lage
und plädierte für eine Annahme des Stabilisierungsprogramms 2017-2019. Im Rahmen
der Europapolitik wurde auch über die im Dezember anstehende Entscheidung zur
Umsetzung der Masseneinwanderungsinitiative, die Rasa-Initiative und den Brexit
diskutiert. 1
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Parteien, Verbände und Interessengruppen
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Parteien

Grosse Parteien

In seiner Ansprache zum Nationalfeiertag vertrat Durrer die These vom Ende der
Konkordanz. In kaum einem anderen Land würden Parteien mit mittlerweile derart
unterschiedlichen Grundüberzeugungen (insbesondere in der Steuer-, Sicherheits- und
Integrationspolitik) eine Regierung bilden. An die Stelle des offenen Dialogs sei ein
aggressiver Politstil getreten. Durrer propagierte eine von Legislatur zu Legislatur neu
zu bestimmende Regierungszusammensetzung, die aufgrund eines Basiskonsensus in
zentralen Fragen gebildet werden müsste. Bei der Ersatzwahl für den SVP-Bundesrat
Ogi vom Dezember zeigte allerdings die CVP-Fraktion kein Interesse an den Plänen der
SP, die SVP aus der Regierung zu werfen. 2
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Ebenfalls im Juni wurde bekannt, dass die CVP für den nach dem Rücktritt von Pascal
Couchepin (fdp) frei gewordenen Bundesratssitz eine Kandidatur lancieren würde.
Ihren Sitzanspruch begründete die CVP damit, dass die Position der Mitte in der
Regierung gestärkt werden müsse. Zudem wies die CVP darauf hin, dass die CVP-GLP-
EVP-Fraktion in der Bundesversammlung grösser sei als die freisinnig-liberale Fraktion,
weshalb der CVP eher zwei Bundesratssitze zuständen als der FDP. Als CVP-Kandidat
war von Anfang an Ständerat Urs Schwaller (FR) im Gespräch, der im August dann auch
öffentlich sein Interesse an einer Wahl erklärte und von der Fraktion nominiert wurde.
Als Schwierigkeit stellte sich jedoch heraus, dass der aus dem deutschsprachigen Teil
des Kantons Freiburg stammende Schwaller nicht als Romand wahrgenommen wurde.
Für die Rückeroberung eines zweiten Bundesratssitzes wäre die CVP auf die
Unterstützung der Linksparteien angewiesen gewesen. Diese hatten jedoch kein starkes
Interesse daran, die CVP-Kandidatur zu unterstützen. Bei der Wahl setzte sich der FDP-
Kandidat Didier Burkhalter durch. 3
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Für Unmut sorgte der Parteiwechsel von Thomas Müller (SG) von der CVP zur SVP. Die
via Medien verbreitete Ankündigung Müllers wurde als stillos bezeichnet. Der
amtierende Nationalrat wurde in der Folge von seiner Partei, bei der er über 40 Jahre
Mitglied war, aufgefordert, sein Nationalratsmandat in der Frühlingssession abzugeben.
Müller weigerte sich allerdings und verteidigte seinen Sitz bei den Wahlen im Herbst
erfolgreich – für die SVP. CVP-interne Missstimmung wurde in der Folge auch für
Übertritte in den Kantonen Schwyz und Freiburg verantwortlich gemacht. Die
Ankündigung der Demission von Reto Wehrli (SZ) im Februar wurde auf einen
parteiinternen Streit über die Besetzung des Ständeratssitzes zurückgeführt. Im Kanton
Freiburg legte Emanuel Waeber sein Amt als Parteipräsident im März per sofort nieder.
Waeber strebte in der Folge ebenfalls einen Wechsel zur SVP an. Die Führung der
Freiburger Sektion wurde ad Interim von Nationalrätin Thérèse Meyer und Ständerat Urs
Schwaller übernommen. Die Dissidenten warfen der Parteileitung insbesondere vor,
gegen den erklärten Willen der konservativen Kräfte einen dezidiert sozialliberalen Kurs
zu verfolgen und damit den rechten Parteiflügel zu sehr zu vernachlässigen. Bereits
2010 waren die ehemalige Zürcher Kantonsrätin Susanne Brunner und der Bündner
Grossrat Livio Zanolari von der CVP zur SVP übergelaufen. 4
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Gespalten war die CVP bei der Asylpolitik. Vor der Asyldebatte in der Sommersession
hatten sich einige CVP-Nationalräte unter Führung des Zugers Gerhard Pfister für eine
Streichung der Sozialhilfe für Asylbewerber ausgesprochen. Nur noch Nothilfe soll
gewährt werden. Präsident Darbellay befand, dies sei mit der humanitären Tradition der
Partei nicht kompatibel. Letztlich verhalfen aber die CVP-Parlamentarier der
verschärften Asylgesetzrevision zum Durchbruch. Nicht nur der Idee von Not- statt
Sozialhilfe, sondern auch den gesonderten Zentren für renitente Asylsuchende, der
Abschaffung von Dienstverweigerung als Asylgrund und der Streichung der Möglichkeit,
bei Botschaften Asylgesuche zu stellen, verschafften die CVP-Räte zu einer knappen
Mehrheit. Damit wurde die Parteispitze – auch Fraktionspräsident Schwaller sprach sich
gegen die Neuerung aus – in der Asylpolitik desavouiert. 5
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Was sich bezüglich des neu zu besetzenden CVP-Fraktionspräsidiums bereits 2013
abgezeichnet hatte, wurde Anfang Januar 2014 vollzogen: Der Tessiner Ständerat Filippo
Lombardi (cvp, TI) wurde zum neuen Fraktionspräsidenten gewählt. Lombardi war der
einzige, der für das Amt kandidiert hatte und damit die Nachfolge des scheidenden Urs
Schwaller (cvp, FR) antrat. Letzterer wurde an der Delegiertenversammlung in Bern im
Januar mit grossem Lob verabschiedet. Schwaller verhehlte zwar nicht, dass er gerne
eine breitere Auswahl gehabt hätte, die Aufgabe sei aber mit einem sehr hohen
Zeitaufwand verbunden. Tatsächlich war Lombardi nicht der Wunschkandidat, haftete
ihm doch nach wie vor das Stigma eines Verkehrssünders an – 2005 hatte er unter
Alkoholeinfluss einen Verkehrsunfall verursacht. Weil er aber in der Zwischenzeit zwei
Mal von der Tessiner Wahlbevölkerung wiedergewählt worden war, als
Ständeratspräsident eine gute Figur gemacht hatte, die lateinischsprechenden CVP-
Abgeordneten und die KMU-Vertreter hinter sich wusste, und vor allem weil sich kein
anderer Kandidat gefunden hatte, wurde er Mitte Januar in Flüeli-Ranft mit 33 zu 8
Stimmen (vier leer und vier Diverse) gewählt. In der Presse wurde gemutmasst, dass sich
der neue Fraktionspräsident, dem auch schon eine gewisse Dossierfaulheit
vorgeworfen wurde, dank seiner Leutseligkeit und seinem professionellen Umgang mit
den Medien für die anstehenden nationalen Wahlen durchaus auch als Trumpf erweisen
könnte – umso mehr, als dass Parteipräsident Christophe Darbellay aufgrund einer
Amtszeitbeschränkung nicht mehr für die nationalen Wahlen antreten darf.
Vizepräsidentin blieb weiterhin Nationalrätin Viola Amherd (cvp, VS). Ende März wurde
zudem Daniel Fässler (cvp, AI) neu in den Fraktionsvorstand gewählt. 6
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Im Januar legte die CVP-Parteileitung der Delegiertenversammlung ein neues
Parteiprogramm vor, das in mehreren Runden zwischen der Basis, den
Kantonalsektionen und der Parteileitung ausgearbeitet worden war. Betont wurden drei
traditionelle Kernthemen der Partei: die Familie, die soziale Marktwirtschaft und die –
vorwiegend soziale – Sicherheit. Die CVP vertrete Werte, die auf einer christlichen
Konzeption von Individuum und Gesellschaft beruhen. Auch wenn das Programm vor
allem eine Präzisierung der Kernthemen war, beinhaltete es einige Neuerungen: Die
Familienpolitik soll zum Beispiel stringenter auf das Wohl der Kinder ausgerichtet
werden – was laut CVP in Konsequenz zu einer Ablehnung der Heirat oder gar
Kindesadoption durch Homosexuelle führt. Zudem fordert die CVP eine zweite
Gotthardröhre, privilegiert im Verhältnis zur EU den bilateralen Weg – 2004 wollte man
sich noch alle Wege offen halten – und macht sich für ein neues
Sicherheitsdepartement stark. Das Programm wurde mit 148 Stimmen (bei 16
Enthaltungen) einstimmig angenommen. Eine Diskussion darüber fand an der
Delegiertenversammlung – nachdem das Programm intern in mehreren Runden erörtert
worden war – praktisch nicht mehr statt. 7
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DATUM: 12.01.2014
MARC BÜHLMANN

Für Unmut beim Pro-Komitee sorgte die CVP im Rahmen der Abstimmungskampagne
für den Gripen, wo die Partei die Führung abgab, weil sie gegen die Einmischung
ausländischer Akteure in die Kampagne protestierte. Es sei nicht sicher, ob sich Saab,
der Hersteller des Kampfjets, in nationale Belange eingemischt habe, weshalb man die
Aufgabe der Koordination der Kampagne abgebe. Man wolle sich nicht dem Vorwurf
aussetzen, eine käufliche Partei zu sein. Zudem kämpften die CVP-Frauen gegen den
Gripen. 8
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Schwer tat sich die CVP mit der Präimplantationsdiagnostik (PID). Im Februar beschloss
die CVP-Fraktion, auf die Vorlage einzutreten, weil in gewissen Fällen die
wissenschaftliche Untersuchung von Embryonen angebracht sein könne. Allerdings will
sich die CVP für strenge Rahmenbedingungen einsetzen. Anfang Jahr hatte sich die
Delegiertenversammlung noch gegen einen Test von Krankheiten bei künstlich
befruchteten Embryonen ausgesprochen. Explizit will die Partei laut ihrem erneuerten
Programm für ein Leben mit Behinderung einstehen. 9
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Auch die CVP bezog Position zur Umsetzung der im Februar angenommenen
Masseneinwanderungsinitiative. An der Delegiertenversammlung in Zug Mitte April
mutmasste Parteipräsident Christophe Darbellay, dass man den Entscheid zwischen
Umsetzung der Initiative und Fortführung des bilateralen Wegs vielleicht dem Volk
überlassen müsse. Doris Leuthard sprach sich für eine Grundsatzdebatte aus, in
welcher gemeinsame gesellschaftliche Ziele diskutiert werden müssten. Auch ein
gemeinsames Regierungsprogramm dürfe kein Tabu sein. In einem Interview Anfang
August bezeichnete Darbellay eine Volksinitiative, mit der der bilaterale Weg in der
Verfassung verankert würde, als ernsthafte Option, was allerdings von allen Seiten –
auch parteiintern – mit Skepsis aufgenommen wurde. Die Ankündigung der Lancierung
einer Initiative blieb zwar im Raum, an der Delegiertenversammlung in Sempach Ende
August verabschiedete die Partei allerdings vorerst lediglich eine Resolution, mit der
gefordert wurde, dass die Personenfreizügigkeit aufrecht erhalten wird. Gleichzeitig
müssten die Migration mit der konsequenteren Umsetzung bestehender Massnahmen
gebremst und die Asylverfahren beschleunigt werden. Eine europapolitische Initiative
schloss die Parteileitung allerdings weiterhin nicht aus. 10

ANDERES
DATUM: 12.04.2014
MARC BÜHLMANN

Für einige Reaktionen sorgte eine im Tages-Anzeiger veröffentlichte Untersuchung von
sotomo, die mit Hilfe von Parteiparolen die Entwicklung im bürgerlichen Lager
nachzeichnete. Während sich CVP, FDP und SVP bis in die 1990er-Jahre noch in einem
gemeinsamen rechts-liberalen Quadranten fanden, war die SVP bis 2014 in ein eher
rechts-konservatives Feld gerutscht. Gleichzeitig waren FDP und CVP einigermassen
stabil geblieben. Dies widerspreche dem Verständnis der SVP, die sich als letzte
bürgerliche Partei fühle – so die Quintessenz der Studie. In der Weltwoche wurde die
Studie als linker Hokuspokus abgetan. Auch Christoph Blocher meldete sich in der
Weltwoche zu Wort: Mit ihrem Ja zum EWR-Beitritt hätten sich die CVP und die FDP
von der bürgerlichen Politik verabschiedet, nicht die SVP. Die Volkspartei sei die einzige
geblieben, die eine konsequent liberal-konservative Politik fahre und die
schweizerische Unabhängigkeit verteidige. 11

ANDERES
DATUM: 22.04.2014
MARC BÜHLMANN

Für einigen Wirbel sorgte der Doyen der CVP-Fraktion in Bern, Jacques Neirynck (VD).
In der Presse wurde gemutmasst, dass die Partei mit dem 83-jährigen Nationalrat
vereinbart habe, dass dieser Mitte 2014 zurücktreten soll, um seinen Nachfolger, den
ehemaligen Post-Chef Claude Béglé aufzubauen. Nur: Neirynck wollte von einem
Rücktritt nichts wissen. Ganz im Gegenteil liebäugelte er mit einer Kandidatur für den
Ständerat. Weil sich die CVP Waadt allerdings für Béglé als Ständerats- und
Nationalratskandidat ausgesprochen hatte, gab Neirynck in den Medien bekannt, dass
er sich auch eine Kandidatur für die BDP, die EVP oder die GLP vorstellen könnte. Er
hoffe allerdings, dass die CVP Waadt auf ihren Entscheid zurückkomme, was diese
jedoch bis Ende Jahr nicht tat. 12
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DATUM: 12.06.2014
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Mit einem 18-Punkte-Programm, das Ende Juli präsentiert wurde, wollte sich die CVP in
der Diskussion um die Wohnungsknappheit positionieren. Um die insbesondere in den
Städten und Agglomerationen bedenkliche Situation zu mildern, fordern die
Christlichdemokraten die Förderung von Wohnbaugenossenschaften durch intelligente
Umzonung, eine Vereinfachung von Bauvorschriften, verdichtetes Bauen und die
Förderung von Bausparen für junge Menschen. Ehemalige Industriegebiete sollen zu
Wohnraum für Familien umgewandelt werden. 13

ANDERES
DATUM: 31.07.2014
MARC BÜHLMANN

Die geplante schrittweise Annäherung zwischen CVP und BDP war auch 2014 im
medialen Fokus, kam aber nicht voran. Nachdem man sich bereits 2013 gegen eine
Fusion ausgesprochen hatte, wurden im Februar 2014 auch Pläne für eine gemeinsame
Fraktion begraben. Während sich Neo-Fraktionspräsident Filippo Lombardi (cvp, TI) in
einem Interview für eine gemeinsame Fraktion aussprach, relativierte BDP-
Parteipräsident Martin Landolt (bdp, GL) diese Idee. In der Presse wurde gemutmasst,
dass eine interne Arbeitsgruppe aus BDP- und CVP- Vertretern (Christophe Darbellay,
Gerhard Pfister und Pirmin Bischof bei der CVP sowie Martin Landolt, Lorenz Hess und
Rosmarie Quadranti bei der BDP) Pläne für eine Union nach dem Vorbild der CDU-CSU
in Deutschland schmiede. Ziel sei vor allem die Verteidigung der jeweiligen
Bundesratssitze. Gemeinsam kämen die beiden Parteien auf 17,7% Wählerstärke, was
mindestens eine mathematische Legitimierung von zwei Sitzen in der Regierung

ANDERES
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bedeuten würde. Die medialen Spekulationen wurden von den Parteienvertretern wenn
überhaupt nur sehr zurückhaltend interpretiert. Geplant sei eine Kooperation, nicht
mehr aber auch nicht weniger. Angestrebt würden vor allem flächendeckende
Listenverbindungen für die eidgenössischen Wahlen 2015. Die Basis der BDP, die
bereits einer mittlerweile nicht mehr spruchreifen Fusion sehr skeptisch gegenüber
stand, befürchtete auch in einer Union einen Identitätsverlust der noch jungen Partei.
Ende August informierte die Arbeitsgruppe die Öffentlichkeit, dass die Fraktionen von
CVP und BDP künftig unter dem Namen BDP-CVP-Union die Bundespolitik gemeinsam
gestalten wollten. Beschlossen sei aber noch nichts, weil zuerst die Kantonalsektionen
vertieft informiert werden müssten. Anfang Oktober wehte dem Plan dann aus eben
diesen Kantonen ein steifer Wind entgegen. Insbesondere die BDP Graubünden,
Heimatkanton der BDP-Bundesrätin Eveline Widmer-Schlumpf, lehnte jede strukturelle
Verschmelzung kategorisch ab. Die Wählerschaft würde ein Zusammengehen mit der
katholischen CVP nicht goutieren. In anderen Kantonen war man ebenfalls vonseiten
der BDP nicht grundsätzlich gegen eine Zusammenarbeit, wollte aber nicht auf
Eigenständigkeit verzichten. Definitiv war die Absage dann Ende Oktober. Die Gründe
für das Nein – die in den letzten Jahren vorgenommene, beschwerliche Aufbauarbeit
einer neuen Partei, die mit einer Union obsolet würde, sowie die in einzelnen Kantonen
schwierige Zusammenarbeit – waren zwar nachvollziehbar. In der Presse, und hinter
vorgehaltener Hand auch in der CVP, wurde aber von einem Fehlentscheid der BDP
gesprochen. Die Unterstützung für Bundesrätin Widmer-Schlumpf werde durch den
BDP-Entscheid nicht grösser, liess sich Gerhard Pfister (cvp, ZG) zitieren. Die CVP
werde ihre Zusammenarbeit vermehrt wieder auf andere Parteien ausrichten. Es sei
eine historische Chance verpasst worden. Die BDP war demgegenüber bemüht, den Ball
flach zu halten. Die Kantonalsektionen hätten sich nicht nur zu einer Absage der Union,
sondern auch zu einer Stärkung der lösungsorientierten Mitte bekannt. Daran wolle man
weiterhin zusammen mit der CVP arbeiten. 14

Die CVP setzte sich als Ziel für die nationalen Wahlen ein Wählerwachstum um zwei
Prozentpunkte. Zudem sollen die Ständeratsvertretungen gehalten, wenn möglich gar
leicht ausgebaut werden. Dies könne gelingen, wenn die Zusammenarbeit zwischen den
kantonalen Sektionen und der nationalen Mutterpartei weiterhin gut gelinge und wenn
man sich möglichst früh auf die eigenen Positionen festlege, prognostizierte der
abtretende Fraktionspräsident Urs Schwaller (cvp, FR) im Januar 2014 an der
Delegiertenversammlung in Bern. Vor allem in den Städten habe man noch viel
Potenzial. Ende November verabschiedeten die Delegierten die Wahl-Kernthemen
Energiepolitik, Altersvorsorge und Migration, für die man sich als verlässliche Kraft der
Mitte einsetzen wolle. Im Zentrum soll im Wahljahr zudem die Familienpolitik stehen,
wobei die im März 2015 anstehende Familieninitiative ein erster Höhepunkt sein solle.
Mit dem Slogan „Wir machen uns stark für die Schweiz!“ will die CVP in der
Wahlkampagne auf sich aufmerksam machen. 15

ANDERES
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Die „Affäre Mörgeli“ nahm 2014 ihren Fortgang. Die SVP-nahe "Weltwoche" hatte noch
Ende 2013 begonnen, eine Fortsetzungsreportage zu verfassen, die über zehn Ausgaben
jeweils mehrere Seiten in Anspruch nahm und zum Ziel hatte, den Zürcher SVP-
Nationalrat Christoph Mörgeli reinzuwaschen und seine Gegnerinnen und Gegner ins
Visier zu nehmen: Kathy Riklin (cvp, ZH), die als Mitglied des Universitätsrates
mitverantwortlich war für die Freistellung Christoph Mörgelis von seinem Amt als
Konservator am Medizinhistorischen Institut der Universität Zürich; Flurin Condrau,
ehemaliger Vorgesetzter Mörgelis, oder Regine Aeppli (ZH, sp), Bildungsdirektorin im
Kanton Zürich. Auch die "Rundschau" kriegte ihr Fett weg: Die von der Fernsehsendung
erhobenen Anschuldigungen würden jeder Grundlage entbehren – so das Wochenblatt.
Bis Ende Juni erschienen praktisch jede Woche neue Enthüllungen zum Fall Mörgeli in
der Weltwoche, die in einem ziemlich penetranten Feldzug seine Widersacher zu
widerlegen suchten. 
Mörgeli selber reichte Anfang Mai 2014 Strafanzeige wegen Verleumdung gegen die
"Rundschau" ein, der allerdings nicht stattgegeben wurde, weil die Frist für eine
Anzeige bereits verstrichen war. Anfang Juni lag der Bericht der Bildungskommission
des kantonalzürcherischen Parlaments vor, die mit der Untersuchung der
Vorkommnisse an der Universität Zürich beauftragt worden war. Der Bericht warf
Bildungsdirektorin und Universitätsratspräsidentin Regine Aeppli eine Überschreitung
ihrer Kompetenzen vor. Sie habe die Entlassung Mörgelis persönlich beantragt. Den
Führungsorganen der Universität wurde vorgeworfen, versagt und der Universität Zürich
einen Imageverlust beschert zu haben. Dem damaligen Rektor Andreas Fischer wurde
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Führungsversagen attestiert. Gerügt wurde auch Kathy Riklin, die sich als Mitglied des
Universitätsrates mit öffentlicher Kritik an Mörgeli unangemessen verhalten habe. Auch
der ehemalige Chef Mörgelis, Beat Rüttimann wurde kritisiert. Er habe kaum Interesse
am Medizinhistorischen Institut gezeigt und die Führung seines Mitarbeiters
vernachlässigt. Sein Nachfolger, Florin Condrau, habe ein Institut vorgefunden, das
nicht seinen Vorstellungen entsprochen habe und auch die Leistungen Mörgelis habe er
von Beginn weg kritisiert, wobei seine Beanstandungen allerdings bei der
Universitätsleitung nicht auf Gehör gestossen seien. Noch nicht abschliessend beurteilt
wurde das Verhalten von Mörgeli selber sowie von der ebenfalls entlassenen Iris
Ritzmann, die mit der Herausgabe von Interna an die Medien die Affäre ins Rollen
gebracht haben soll. Beide hätten wohl ebenfalls Fehler gemacht, man wolle aber nicht
in laufende gerichtliche Verfahren eingreifen. Aeppli wies die Anschuldigungen in der
Folge vehement zurück. 
Mitte August erhob die Berner Staatsanwaltschaft Anklage gegen Kathy Riklin wegen
Amtsgeheimnisverletzung. Es solle untersucht werden, ob sie Ende September 2013
einem Journalisten Auskunft über den noch geheimen Expertenbericht über Mörgeli
gegeben habe. Die Klage wegen Ehrverletzung und übler Nachrede, die Mörgeli gegen
Riklin ebenfalls angestrebt hatte, wurde hingegen fallen gelassen. Riklin bezeichnete die
Anschuldigungen als politisch motiviert. Anfang November wurde Riklin freigesprochen.
Sie habe gar nicht über den nötigen Wissensstand verfügt, um eine
Amtsgeheimnisverletzung begehen zu können, weil der Bericht zu besagtem Datum nur
rudimentär bekannt gewesen sei – so das Gerichtsurteil. Mörgeli meldete Berufung an. 
Auch die von der Universität gegen den ehemaligen Angestellten angestrebte Klage
wegen Amtsgeheimnisverletzung wurde Mitte November eingestellt. Mörgeli erhielt eine
Genugtuung von CHF 8‘289. Schliesslich wurde auch die Anklage gegen Iris Ritzmann
Mitte Dezember erstinstanzlich mangels Beweisen abgewiesen. Der Staatsanwalt
kündigte hier allerdings Berufung an. 16

Wie schon ein Jahr zuvor entpuppt sich die CVP bei ihren Parolenfassungen als recht
präzise Spürnase für die Bürgermeinung. Erneut stimmte die Mehrheit der Bürgerinnen
und Bürger bei acht der elf Vorlagen, bei denen die CVP eine Parole beschloss, wie von
ihr empfohlen. Bereits 2013 hatte die CVP-Basis die Fabi-Vorlage zur Annahme
empfohlen (mit 169 zu 6 Stimmen) und der Masseneinwanderungsinitiative eine Abfuhr
erteilt (mit 147 zu 23 Stimmen). Im Januar sprachen sich die Delegierten in Bern relativ
deutlich gegen die drei Initiativen „Abtreibungsfinanzierung ist Privatsache“ (180 zu 28
Stimmen bei 6 Enthaltungen), die „Mindestlohninitiative“ (186 zu 17 Stimmen) und die
„Abschaffung der Pauschalbesteuerung“ (151 zu 43 Stimmen bei 15 Enthaltungen) aus.
Der Wirtschaftsstandort Schweiz mit einem flexiblen Arbeitsmarkt müsse mit einer
Ablehnung der beiden linken Initiativen verteidigt werden. Allerdings beschlossen die
CVP-Sektionen Genf und Waadt ein Ja für die Mindestlohninitiative. Im April entschied
sich der Parteivorstand für die Ja-Parole bei der medizinischen Grundversorgung. Ein
Indiz für die nicht immer gelingende parteiinterne Suche nach gemeinsamen Positionen
zeigte sich an der Delegiertenversammlung in Zug, wo die Basis sich mit 119 zu 106
Stimmen für die Nein-Parole zur Pädophileninitiative aussprach, für die sich
Parteipräsident Darbellay im Initiativkomitee engagierte. Es waren insbesondere die
CVP-Frauen, die sich gegen die „rechtsstaatlich bedenkliche“ Vorlage wehrten. Nicht
nur die knappe Abstimmung bei der Pädophilenabstimmung, sondern auch die zehn
kantonalen Abweichungen – die Kantonalsektionen Aargau, Basel-Landschaft, Freiburg,
Genf, Graubünden, Jura, St. Gallen, Tessin, Waadt und Unterwallis entschieden sich für
ein Ja – zeugten von der parteiinternen Umstrittenheit des Begehrens. Für den Kauf
des Kampfjets Gripen sprachen sich ebenfalls in Zug 171 gegen 60 Delegierte aus –
diesmal trotz Einwänden der Frauensektion. Lediglich die Kantonalsektion von Basel-
Landschaft wich vom Gripen-Ja ab und empfahl, den Kampfjet nicht zu beschaffen.
Ebenfalls in Zug sprach sich die CVP gegen die Einheitskrankenkasse aus und zwar mit
179 zu 46 Stimmen. Auch hier wichen die Sektionen Genf und Waadt ab und plädierten
für ein Ja. Zur Gastro-Initiative beschloss der Parteivorstand Ende August die
Stimmfreigabe, allerdings stimmten neun Kantonalsektionen für eine Ja- und elf für
eine Nein-Empfehlung. Am 22. November empfahlen die Delegierten in Bern mit einer
Gegenstimme und sieben Enthaltungen ein Nein für die Initiative der GLP „Energie-
statt Mehrwertsteuer“. Die eigene Familieninitiative „für steuerfreie Kinder- und
Ausbildungszulagen“ hiess die CVP-Basis einstimmig gut. Beide Vorlagen kommen erst
2015 an die Urne. Kurz nach der Delegiertenversammlung, am 24 Oktober, beschloss
der Vorstand die Nein-Parole zur Ecopop- sowie zur Gold-Initiative. 17
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Wie bereits im Vorjahr nutzten die CVP-Frauen 2014 die innerparteiliche Demokratie,
um in einzelnen Fragen gegen die Parteispitze zu opponieren. So setzte sich die
Frauensektion etwa gegen den Kauf des Kampfflugzeuges Gripen ein und schaffte es
sogar, die Mehrheit der Delegierten gegen die Pädophileninitiative hinter sich zu
scharen – obwohl sich die Parteispitze hinter Christophe Darbellay (cvp, VS), der zudem
im Initiativkomitee sass, für das Volksbegehren stark machen wollte. Die Präsidentin der
CVP-Frauen, Babette Sigg Frank sprach gar von einem kleinen Aufstand. Die Parteispitze
dürfe sich nicht so früh positionieren, sondern solle in Zukunft die Diskussionen
innerhalb der Partei abwarten. Darbellay versprach, den Entscheid zu respektieren und
sich nicht für die Initiative einzusetzen; allerdings auch nicht dagegen. Nachdem sich
Sigg Frank später zudem skeptisch gegenüber der eigenen Familieninitiative geäussert
hatte, wollte Darbellay das Verhältnis zwischen Mutterpartei und Vereinigungen klären –
geladen zu einer Aussprache waren nicht nur die Frauensektion, sondern auch die
Junge CVP und die CVP 60+. Eine Profilierung auf Kosten der nationalen Partei dürfe
nicht sein. In Kernfragen müsse man am gleichen Strick ziehen, sonst gehe man das
Risiko ein, Wählerinnen und Wähler zu verlieren. Darbellay strebte eine
Leistungsvereinbarung an. Anders, als von den Frauen befürchtet, ging es bei der
Aussprache allerdings schliesslich nicht darum, die Sektionen auf eine Linie zu
trimmen. Im Gegenteil wurde der Frauensektion unter dem Stichwort „Einheit in der
Vielfalt“ explizit zugesichert, dass sie auch weiterhin andere Meinungen vertreten
dürfe. 18
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Keine Probleme hatte die CVP bei der Verteidigung ihrer kantonalen
Regierungsmandate. Bei den Gesamterneuerungswahlen für die kantonalen
Exekutiven (GL, GR, NW, OW, ZG) wurden alle amtierenden CVP-Kandidierenden
bestätigt. Auch im Kanton Nidwalden, wo Hugo Kayser (NW, cvp) zurücktrat, konnte das
Mandat verteidigt werden. Es kam hier allerdings – auch weil die CVP letztlich erfolglos
einen dritten Sitz erobern wollte – zu einem etwas unschönen Austausch eines eigenen,
amtierenden Regierungsrates. Keine Mühe hatte die Partei auch in den Kantonen
Thurgau und Basel-Stadt, wo bei Ersatzwahlen die jeweiligen Sitze verteidigt werden
konnten. Nimmt man alle kantonalen Regierungen zusammen, so ist die CVP die
zweitstärkste Exekutivkraft. Sie hält 39 der total 156 kantonalen Regierungsmandate und
liegt damit hinter der FDP (42 Sitze), aber vor der SP (32 Sitze) und der SVP (22 Sitze).
Neu sind vier dieser CVP-Mandate von Frauen besetzt (+2), womit die
Christlichdemokraten im Vergleich mit den anderen vier grossen Regierungsparteien
die schlechteste Frauenquote aufweisen.
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Im Berichtsjahr gaben einige Schwergewichte der CVP bekannt, nicht mehr für die
nationalen Wahlen 2015 zu kandidieren. Neben Urs Schwaller (FR) und Christophe
Darbellay (VS) kündigten auch Lucrezia Meier-Schatz (SG), Ruedi Lustenberger (LU),
Peter Bieri (ZG) und Paul Niederberger (NW) ihren Rücktritt an. Auch René Imoberdorf
(VS), der der CSP Oberwallis und damit der CVP-Familie angehört, wollte 2015 nicht
mehr antreten. 19
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Das ganze Jahr über wurde in den Medien spekuliert, ob sich die FDP stärker mit der
SVP verbünden sollte. Zur Diskussion standen dabei insbesondere Listenverbindungen
für die eidgenössischen Wahlen 2015. Anfang Jahr drohte der Parteipräsident der SVP
Toni Brunner (svp, SG) implizit damit, der FDP einen Bundesratssitz streitig zu machen,
sollte sie sich nicht für flächendeckende Mitte-Rechts-Verbindungen einsetzen. Im
Januar sah der FDP-Parteipräsident Philipp Müller noch keinen Grund, nicht mit der
SVP zu paktieren. Allerdings müsse man die Frage von Listenverbindungen den
Kantonen überlassen und die SVP könne nicht nur Forderungen stellen, sondern müsse
die FDP auch unterstützen. Anders als sein Vorgänger Fulvio Pelli (TI) verschloss sich der
neue FDP-Präsident Listenverbindungen nicht. Auch mit der CVP oder den neuen
Mitteparteien könne man sich – je nach kantonaler Ausgangslage – verbünden. Das
Verhältnis zwischen FDP und SVP kühlte sich dann jedoch nach der Annahme der
Masseneinwanderungsinitiative merklich ab. Auch die deutlichen Worte, die
Parteipräsident Müller gegen die von der SVP angekündigte Initiative fand, welche
Landesrecht über Völkerrecht stellen will, dienten der Abgrenzung gegen rechts. Anfang
Oktober gab Müller dann allerdings auch bekannt, dass die FDP – falls die dannzumal
erste Trendumfrage zu den Wahlen, die für die FDP einen leichten Zuwachs voraussah,
sich bestätigen sollte – Bundesrätin Widmer-Schlumpf auf Kosten eines zweiten SVP-
Bundesratssitzes abwählen würde, sofern die SVP einen valablen Kandidierenden
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aufstelle. Auch seitens der CVP wurden der FDP Avancen gemacht. Die FDP sei
eingeladen, an einer kohärenten Mitte zu partizipieren. Müller reagierte prompt auf
diese Einladung und forderte vielmehr die CVP und die anderen Mitteparteien auf, in
einem Bürgerblock mitzuarbeiten. Von links wurde einer der beiden FDP-
Bundesratssitze in Frage gestellt. Um eine rechte Mehrheit aus zwei FDP- und zwei SVP-
Regierungsmitgliedern zu verhindern, und unter der Annahme, dass der SVP zwei
Regierungssitze zustünden, müsste die FDP auf einen ihrer Sitze verzichten. Ins Visier
der SP geriet dabei vor allem Bundesrat Johann Schneider-Ammann, der nicht nur
aufgrund einer Steuergeschichte seiner ehemaligen Firma ins mediale Schlaglicht
geriet, sondern der von der Linken auch für die Annahme der
Masseneinwanderungsinitiative mitverantwortlich gemacht wurde, weil er zu wenig
dagegen angekämpft habe. 20

Ende Januar 2015 legten die CVP und ihr ältestes Nationalratsmitglied Jacques
Neirynck (cvp, VD) ihren Streit bei. Nachdem der 83-jährige Neirynck, der für die
Christdemokraten insgesamt 12 Jahre (1999-2003 und 2007-2015) im Parlament
gesessen hatte, gedroht hatte, einer anderen Partei beizutreten, weil die CVP nicht ihn,
sondern Claude Béglé (cvp, VD) als Spitzenkandidat unterstützen wollte, lenkte die CVP
Waadt schliesslich ein und erlaubte ihrem Doyen eine Kandidatur für den National- und
den Ständerat, allerdings nicht auf der Haupt-, sondern auf der CVP-Seniorenliste.
Bei den Wahlen schaffte es Béglé, den einzigen Nationalratssitz der CVP zu verteidigen
– in den Ständeratswahlkampf konnte die CVP hingegen nicht eingreifen. Der ehemalige
umstrittene Postchef Béglé erhielt letztlich wohl auch dank seinem Spitzenplatz auf der
Hauptliste rund 5'000 Stimmen mehr als sein grösster Konkurrent Neirynck, der
seinerseits in einem Interview im Nachgang der Wahlen bedauerte, dass die CVP nun
wohl nach rechts rutschen werde. 21
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1) Medienmitteilung BR vom 1.2.2016; Medienmitteilung BR vom 11.11.2016; Medienmitteilung BR vom 13.5.2016;
Medienmitteilung BR vom 2.9.2016; Medienmitteilung BR vom 25.8.2016; Medienmitteilung BR vom 5.2.2016;
Medienmitteilung BR vom 7.11.2016; Medienmitteilung BR vom 9.5.2016; NZZ, 14.5., 26.8.16
2) BaZ, 3.8.00.
3) BüZ und SN, 16.6.09; NZZ, 19.6., 31.7., 4.8., 8.8. und 14.8.09; AZ, 27.6.09; SGT, 14.8. und 17.9.09; Presse vom 1.9.09.
4) NZZ, 17.1.11; SGT, 18.1.11; WW, 20.1.11; Presse vom 22.2, und vom 1.3. bis 3.3.11; BZ, 12.3.11; NZZ und BZ, 17.3.11; TA, 4.6.11; SN,
13.8.11.
5) TA, 8.6.12; SGT, 14.6.12; 24h, 23.6.12; AZ, 26.6.12; TA, 30.6.12.
6) NZZ, 11.1.14; SO, 12.1.14; TA, 16.1.14; BZ, BaZ, 17.1.14; BZ, CdT, NZZ, 18.1.14; NZZ, 23.1.14; AZ, 22.2.14; APZ, 21.3.14
7) LT, 10.1.14; LZ, 11.1.14; NZZ, 13.1.14
8) NZZ, 9.4.14
9) NZZ, 5.3.14; TA, 6.3.14; AZ, 11.3.14; NZZ, 9.4.14
10) NZZ, 14.4.14; So-Bli, 3.8.14; AZ, NZZ, 1.9.14
11) TA, 22.4.14; WW, 23.4., 30.4., 7.5.14
12) Lib, 12.6.14; TG, 15.9.14; TA, 16.9.14; NZZ, 17.9.14
13) NZZ, 2.8.14
14) NZZ, 25.2.14; TA, 26.2.14; SoZ, 23.3.14; NZZ, 9.4., 9.8.14; BaZ, 2.9.14; NZZ, 4.10.14; BaZ, NZZ, TA, 1.11.14; LT, 5.12.14; BaZ,
8.12.14
15) NZZ, 13.1., 24.11.14
16) WW, 2.1., 9.1., 23.1., 30.1., 6.2.14; WW, 9.4.14; WW, 16.4., 23.4., 30.4., 7.5.14; So-Bli, 11.5.14; WW, 4.6.14; SoZ, 8.6.14; AZ,
10.6.14; WW, 11.6., 25.6.14; SoZ, 17.8.14; WW, 3.9.14; Blick, 5.11.14
17) So-Bli, 12.1.14; NZZ, 13.1.14; SO, 13.4.14; NZZ, 14.4., 24.11.14
18) NZZ, 9.4.14; SO, So-Bli, 13.4.14; TA, 15.4.14; AZ, 16.4.14; NZZ, 7.5.14; BaZ, 9.5.14; TA, 20.9.14
19) Mutationen
20) SO, 5.1.14; NZZ, 10.1., 13.1.14; SoZ, 16.2.14; AZ, 18.2.14; NZZ, 9.4., 10.4.14; AZ, 16.8.14; So-Bli, 5.10.14; AZ, 19.12.14
21) 24H, LT, NZZ, 29.1.15; LZ, SGT, 5.10.15; So-Bli, 25.10.15
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